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EDK - Anerkennung der Lehrdiplome 
Der Entwurf des Reglementes über die Anerkennung der Lehrdiplome 
für die Primarstufe steht im Widerspruch zum Ziel der Höherqualifikation 
und Professionalisierung der Lehrpersonen 
Heinz Wyss 
Aufgrund der "Interkantonalen Vereinbarung über die Anerkennung von Ausbil- 
dungsabschlüssen" ist die Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungs- 
direktorinnen und -direkteren (EDK) ermächtigt, die Anerkennung der 
kantonalen Diplome zu regeln und die Mindestanforderungen an die 
Ausbildungen und an die auszuweisenden Qualifikationen festzulegen. Eine 
Koordinationsgruppe hat sukzessive für die verschiedenen Stufen Experten- 
gruppen eingesetzt und sie mit der Aufgabe der Erarbeitung der Reglemente über 
die Anerkennung der Lehrdiplome beauftragt. Für die Primarstufe liegt das in 
mehreren Sitzungen entwickelte Reglement seit dem 20. August 1997 vor. Der 
Entwurf ist nach dessen Bereinigung durch die Koordinationsgruppe dem 
Vorstand der EDK mit dem Antrag der Eröffnung der Vernehmlassung 
unterbreitet worden. In der Folge wurde er jedoch durch das EDK-Generalsekre- 
tariat im Auftrag des EDK-Vorstandes in wesentlichen Punkten abgeändert. Die 
Schweizerische Konferenz der Direktorinnen und Direktoren der Institutionen der 
Lehrerbildung (SKDLICSDIF) sowie die Schweizerische Gesellschaft für 
Lehrerinnen- und Lehrerbildung (SGLISSFE) wehren sich nachdrücklich gegen 
die "Aufweichung" der Anforderungen an die Vorbildung der Studierenden und 
gegen das Herunterschrauben der Ansprüche an die Qualifikation der Do- 
zentinnen und Dozenten. 
Politische Zugeständnisse stehen den Leitideen und Perspektiven einer 
Neuordnung der Lehrerbildung entgegen 
Das Reglement über die Anerkennung der Lehrdiplome für die Primarstufe, das der 
Vorstand der EDK mit einer Fristsetzung bis Ende August 1998 zur Stellungnahme 
unterbreitet, steht in seinen zentralen Aussagen im Widerspruch zu dem von der Ex- 
perten- und der Koordinationsgruppe verabschiedeten Entwurf. Die von der Exper- 
tengmppe konsequent formulierten qualifizierten Zulassungsbedingungen sind auf- 
geweicht, desgleichen die Anforderungen an die Qualifikation der Ausbildnerinnen 
und Ausbildner. 
Wie kommt das? Hat sich die EDK von den Standards einer hochschulgemässen 
tertiarisierten Ausbildung, auch der Lehrpersonen der unteren Klassen der Volks- 
schule, verabschiedet? Steht das nach Meinung des EDK-Vorstandes "politisch Mög- 
liche" im Widerspruch zu dem, was sich im Laufe der letzten Jahre im europäischen 
Kontext an Leitvorstellungen und Perspektiven entwickelt hat, und somit im Wider- 
spmch zu den Zielen einer zeitgemässen Lehrerinnen- und Lehrerbildung? Öffnet sich 
ein Graben zwischen dem, was hierzulande sein darf oder sein kann, und dem, was 
nach Meinung der Experten sein soll und was anzustreben ist, und das einseitig zum 
Nachteil der Ausbildung der Lehrkräfte für die Primarstufe? 
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Die Ausbildnerinnen und Ausbildner der Lehrpersonen für die Primarstufe 
widersetzen sich dem Ansinnen, die Standards einer qualifizierten Aus- 
bildung zu unterlaufen 
Die Schweizerische Konferenz der Direktorinnen und Direktoren der Institutionen der 
Lehrerbildung (SKDLICSDIF) weist die Neuformuiiemng der Bedingungen der Zu- 
lassung der Studierenden, die "Aufweichung" ihrer Vorbildungsvoraussetzungen 
ebenso kategorisch als "unannehmbar" zurück wie die Herabmindemng der Anfor- 
demngen an die Qualifikation der Dozentinnen und Dozenten. 
Mit gleicher Vehemenz opponiert die Schweizerische Gesellschaft für Lehrerinnen- 
und Lehrerbildung (SGLISSFE) gegen die drohende Disquaiifiziemng der Ausbil- 
dung der Primarlehrpersonen. Sie teilt die dezidierte Haltung der SKDLICSDIF (vgl. 
die Stellungnahme der SGLISSFE in diesem Heft der "Beiträge zur Lehrerbildung"). 
Damit verstärkt sich der entschiedene Widerstand gegen die durch die politischen Zu- 
geständnisse bedingte "Niveausenkung" der Ausbildung der Lehrkräfte der Primar- 
schule und gegen ihre drohende Entprofessionalisierung. 
Sicherung der Ausbildungsqualität durch Neuordnung der Strukturen: 
beides bedingt definierte Studienvoraussetzungen 
Wer der aktuellen Reform der Lehrerinnen- und Lehrerbildung, ihrer Anhebung auf 
die Hochschulstufe mit dem Ziel der Höherqualifikation der Lehrpersonen aller Stu- 
fen skeptisch gegenübersteht und den Verlust der bisherigen seminaristischen Ausbil- 
dungsqualität beklagt, wirft der Planung vor, sie beschränke sich auf strukturelle und 
organisatorische Aspekte. Was nottue, sei eine qualitative Erneuemng, die Neudefi- 
nition der Zielsetzungen und Inhalte, nicht eine grundlegende Veränderung der 
Stmkturen, die die Zerstömng bewährter, lebendiger Ausbildungsinstitutionen zur 
Folge habe'. Dem ist entgegenzuhalten, dass die EDK in der "Diplomvereinbarung" 
vom 18.02.1993 als zwingende Voraussetzung für die Anerkennung der Studienab- 
schlüsse den Nachweis der "Qualifikation", die die Ausbildung zu vermitteln hat, 
fordert (Art. 7, Abs. 2), während die Ansprüche an die Studienorganisation lediglich 
"wünschbare Anforderungen" (Art. 7 ,  Abs. 3) sind. 
Niemand wird bestreiten wollen, dass Form und Inhalt der Ausbildung in einem 
Wechselbezug stehen. Die Effektivität der Ausbildung der Lehrpersonen, der Aufbau 
ihrer persönlichkeitsbezogenen und sozialen sowie ihrer professionellen Kompeten- 
zen ist weitgehend abhängig von den Eingangsvoraussetzungen und der persönlichen 
Reife der Studierenden, von der Organisation ihrer Studien, von ihrem wissenschaft- 
lichen Anspmchsniveau sowie von der gegenseitigen Bezugnahme der wissenschaft- 
lichen Theorie auf die Bedürfnisse der Praxis und umgekehrt. Eine in beschränkter 
Zeit zur Professionalität führende Ausbildung der Lehrpersonen aller Stufen setzt ein 
definiertes breites Vorwissen voraus. Die Eingangsbedingungen sind demzufolge so 
festzulegen, dass die Ausbildungsbefähigung der Studienanwärterinnen und 
I Der  Reglementsentwurf sieht in den Art. 2 und 6 für Lehrer- und Lehrerinnenseminare der  
Sekundarstufe 11 eine Übergangszeit bis ins Jahr 2007 vor, sofern s ie  die  Gesamtausbildung 
(integrierte Allgemein- und Berufsbildung) im Anschluss an die obligatorische Schulpflicht um ein 
Jahr auf sechs Jahre verlängern. 
http://www.bzl-online.ch
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-anwärter aufgrund ihrer allgemeinen Bildung in hohem Masse gesichert ist. Nur so 
ist vorweg einigermassen Gewähr gegeben, dass die angehenden Lehrpersonen im 
Studienverlauf den Standards ihrer anspruchsvollen Ausbildung zu genügen vermö- 
gen. 
Besinnung auf die Kemanliegen der Erneuerung der Lehrerinnen- und 
Lehrerbildung, auf die "1 0 Gebote" der Reform 
Damit sich der Entwurf des Reglementes über die Anerkennung der Lehrdiplome für 
die Primarstufe an den übergeordneten Zielsetzungen der Reform messen lässt, seien 
hier die wesentlichsten Leitideen der Neuordnung der Ausbildung der Lehrerinnen 
und Lehrer aller Stufen kurz in Erinnerung gerufen: 
Die berufliche Ausbildung orientiert Sich am Berufsauftrag der Lehrpersonen, 
wie er in Art. 3 des zitierten Reglementsentwurfs differenziert umschrieben ist. 
Die berufliche Ausbildung der Lehrkräfte soll für alle Stufen gleichwertig sein. 
Das setzt voraus, dass sie sich auf gleiche Bedingungen der Vorbildung abstützt, 
auf eine qualifizierte, breite Allgemeinbildung. 
Die Grundausbildung dauert im Vollzeitstudium mindestens drei Jahre. Die Be- 
rufsbildung gliedert sich in ihren grundlegenden stufenübergreifenden wie auch 
in ihren stufenspezifischen (sowie in allfällig schultypenspezifischen) Lernberei- 
chen auf in die Erziehungswissenschaften, die Didaktik, die Fachdidaktiken und 
die schulpraktische Ausbildung. Ihr Anspruchsniveau und die Zeitanteile ent- 
sprechen sich in allen Stufenausbildungen. Anders die fachwissenschaftliche 
resp. die lehrplanbezogene fachliche Ausbildung. Diese ist je nach Stufe in ihrer 
Dauer, in ihren Anforderungen sowie in ihrem Grad der Spezialisierung (Zahl 
und Kombination der Fachgebiete) unterschiedlich. 
Neben den Fachinhalten werden in der Ausbildung auf allen Stufen auch thema- 
tisch definierte fächerübergreifende Probleme im Sachbezug und didaktisch be- 
arbeitet. 
Die Berufsbildung der Lehrpersonen ist eine Ausbildung Erwachsener. Sie ord- 
net sich dem Hochschulbereich zu (Tertiärstufe) und vollzieht sich an Pädagogi- 
schen Hochschulen oder an Lehrerbildungsinstitutionen, die Universitäten an- 
gegliedert sind. Das didaktische Konzept der Ausbildung überträgt den Studie- 
renden ein hohes Mass an Eigenverantwortung. 
Das in der Lehrerinnen- und Lehrerbildung vermittelte Wissen und Können soll 
dem aktuellen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis entsprechen. Weil die 
Schule zufolge des stetigen gesellschaftlichen Wandels immer neuen Bildungs- 
und Erziehungsbedürfnissen zu genügen hat, wird die Lehrerinnen- und 
Lehrerbildung in der cumcularen Ausrichtung ihrer Lehr- und Lernziele und ih- 
rer Inhalte die gesellschaftliche Entwicklung beachten und auf sie Bezug neh- 
men. 
Die Grundausbildung befähigt im Stufenbezug zur selbständigen Aufnahme der 
Berufstätigkeit. Während einer Phase der Berufseinführung werden die Jungleh- 
rerinnen und Junglehrer unterstützt und betreut. 
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8 .  Die Grundausbildung der Lehrpersonen ist mit der Fort- und Weiterbildung ver- 
netzt. Die Grundausbildung und die Berufseinführung verbinden sich zusammen 
mit der Fort- und Weiterbildung zu einem Gesamtkonzept des lebenlangen Ler- 
nens, des Neu- und Umlernens. 
9. Das Studium gliedert sich in Module. Der modulare Aufbau erleichtert die Wei- 
terbildung der Lehrpersonen (u.a. den Wechsel der Stufe oder den Wiederein- 
stieg in den Schuldienst nach längerem Unterbmch der Lehrtätigkeit). Bereits er- 
brachte Studienleistungen werden als "credits" angerechnet. Die modulare Stu- 
dienorganisation weist die Anforderungen transparent aus, und sie erlaubt einen 
zeitlich und inhaltlich flexiblen Ausbildungsverlauf. Die persönliche Studienpla- 
nung wird freilich der inneren Logik des zeitlichen Nacheinanders der Ausbil- 
dungssegmente (Module) Rechnung zu tragen haben. Im Interesse der Wahrung 
eines kohärenten Zusammengehens von wissenschaftlichem Erkenntnisgewinn, 
Fähigkeitsschulung und schulpraktischer Ausbildung wird sich die Flexibilität in 
Grenzen halten müssen. 
10. Durch die koordinierte Beteiligung an Forschungsprojekten tragen die Institutio- 
nen der Grundausbildung sowie der Fort- und Weiterbildung von Lehrkräften im 
Zusammengehen von Forschung und Lehre zur Schulentwicklung und zur Op- 
timierung der Ausbildung der Lehrpersonen bei. 
Wo weicht der Reglementsentwurf von den genannten übergreifenden 
Zielsetzungen ab? 
Was veranlasst die Schweizerische Konferenz der Direktorinnen und Direktoren der 
Lehrerbildungsinstitutionen (SKDLICSDIF) und die Schweizerische Gesellschaft für 
Lehrerinnen- und Lehrerbildung (SGLISSEE), sich gegen die Neuordnung der Aner- 
kennungsbestimmungen zur Wehr zu setzen? Ich schränke ihre Einwände im wesent- 
lichen auf den einen "Einbruch" ein, der in Frage stellt, was bislang in den meisten 
kantonalen Planungen zu den unbestrittenen Eckwerten und Vorgaben der Kon- 
zeptentwicklung gehört hat. Es betrifft dies insbesondere die Öffnung des Zugangs 
zur Berufsbildung der Primarlehrkräfte. 
Art. 5 Zulassungsvoraussetzungen 
Der vorliegende (abgeänderte) Reglementsentwurf besagt in Art. 5: 
1 "Die Zulassung erfordert eine gymnasiale Maturität oder ein von der EDK 
anerkanntes Lehrdiplom. 
2 Als Zugangsvoraussetzungen gelten auch eine Berufsmaturität, ein Diplom einer 
dreijährigen Diplommittelschule oder ein Fahigkeitszeugnis nach einer mindestens 
dreijährigen Berufslehre in Verbindung mit einer mehrjährigen Berufserfahrung. 
Ein allfälliger Mangel an Allgemeinbildung ist entweder im Rahmen des Aufnah- 
meverfahrens zu kompensieren oder während der Lehrerausbildung nachzuholen." 
Die SKDLICSDIF "lehnt die im Reglementsentwurf, 2. Absatz, vorgesehene (zitierte) 
Lösung dezidiert ab". In ihrer Stellungnahme schreibt sie: "Es kann doch nicht sein, 
dass die Neuordnung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung für die Primarstufe mit ei- 
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ner Aufweichung der bisher in den meisten Kantonen bewährten ~ n f o r d e r u n ~ h  an 
den Stand der Allgemeinbildung der Studierenden einhergehen kann! " 
An Stelle des oben zitierten Absatzes (Art. 5, Abs. 2) fordert sie die folgende 
Formulierung: 
- "Die Zulassung zur Ausbildung erfordert eine gymnasiale Maturität. 
- Inhaberinnen und Inhaber eines von der EDK anerkannten Lehrdiploms werden 
ebenfalls zur Ausbildung zugelassen. 
- Inhaberinnen und Inhaber (a) einer Berufsmaturität, (b) eines Diploms einer aner- 
kannten dreijährigen Diplommittelschule, (C) eines Berufsdiploms mit mindestens 
dreijähriger Berufslehre und mindestens dreijähriger Berufserfahrung haben ein 
Aufnahmeverfahren zu bestehen. Das Aufnahmeverfahren enthält eine Prüfung der 
Allgemeinbildung, welche in mehreren Fächern erfolgt und darin dem Niveau der 
Maturität gemäss MAR entspricht." 
Die SKDLICSDIF greift in ihrem Antrag auf die Formulierung des Artikels 5, Absatz 
2, zurück, wie sie von der Expertengruppe vorgeschlagen worden ist, und das mit 
folgender Begründung: "Volksschullehrkräfte brauchen einen mindestens ebenso ho- 
hen Allgemeinbildungsstand wie Leute, welche ein akademisches Fachstudium be- 
ginnen. Die gymnasiale Maturität (MAR) gewährleistet diesen Stand an Allgemeinbil- 
dung, der für die Berufsausbildung der Lehrkräfte notwendig ist. Wer diesen Bil- 
dungsstand noch nicht erreicht hat, muss ihn vor dem Eintritt in die Lehrerbildungs- 
institutionen erreichen. Die Pädagogische Hochschule bzw. das entsprechende Insti- 
tut an der Universität darf keinesfalls mit Kompensationskursen für mangelnde All- 
gemeinbildung belastet werden. Ergänzungskurse sind lediglich für diejenigen Berei- 
che vorzusehen, in denen die vorgewiesene Maturität die notwendigen Voraussetzun- 
gen für den Primarlehrberuf nicht vollumfänglich sicherstellt (zum Beispiel im musi- 
schen Bereich). " 
Anwärterinnen und Anwärter mit schulischem Bildungsweg haben sich ohne Aus- 
nahme über eine gymnasiale Maturität auszuweisen. Für Absolventinnen und Absol- 
venten einer Diplomschule sind entsprechende "Passerellen" zu schaffen. Wenn die 
SKDL/CSDIF für Anwärterinnen und Anwärter mit schulischer Bildungsbiographie 
an der obligaten Zugangsvoraussetzung der MAR-Maturität festhält, so begründet sie 
diese kategorische Forderung auch damit, dass die Matura die Beurteilung der beruf- 
lichen Eignung im Prozess der Ausbildung und eine allenfalls nötige Umorientierung 
erleichtert, weil sie problemlos die Wahl einer anderen Studienrichtung ermöglicht. 
Wo diese "Startvoraussetzung" als "Plattform" nicht gegeben ist, gestalten sich die 
Selektion und der Wechsel des Studienziels weit schwieriger. Die angehenden Lehr- 
kräfte sollen sich an der Universität immatrikulieren können. Wenn dem nicht so ist, 
verbleiben im Lehrberuf wegen mangelnder Laufbahnalternativen "Menschen, die 
sich dringend beruflich anders orientieren sollten. Wenn die ... Studierenden über 
eine Maturität verfügen, ist ein Wechsel von einem Ausbildungsgang zum anderen 
ohne weiteres möglich. Ebenso wird dadurch sichergestellt, dass die Absolventinnen 
und Absolventen eines bestimmten Ausbildungsganges nach einigen Jahren Beruf- 
spraxis mit vertretbarem Aufwand auch das Diplom eines anderen Ausbildungsgan- 
ges (Sekundarstufen I und 11) erwerben können." 
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Auch Inhaberinnen und Inhaber einer Berufsmaturität haben keinen direkten Zu- 
gang zur Pädagogischen Hochschule, sondern sind gehalten, vor ihrer Aufnahme ihre 
Allgemeinbildung zu ergänzen. Im Hinblick auf die Anforderungen an die Allge- 
meinbildung, auf die sich die Lehrerinnen- und Lehrerbildung abstützt, sei nicht zu 
übersehen - so die SKDL I CSDIF -, dass Berufsmaturanden, verglichen mit den 
gymnasialen Maturanden, lediglich "ca. 50 % der Lektionen absolviert" haben. In den 
Fächern Deutsch und Mathematik, in den Fremdsprachen, in Geschichte und in den 
Naturwissenschaften seien die Voraussetzungen zum Studium an einer Pädagogi- 
schen Hochschule mit einer Berufsmaturität nicht gegeben. Wesentliche Lerninhalte, 
die der beruflichen Lehrerinnen- und Lehrerbildung zu Grunde zu legen sind, fehlen 
in den Lehrplänen der gewerblichen Berufsschulen und der Berufsmittelschulen, so 
die Fächer Biologie, Geographie, Bildnerisches Gestalten, Musik I Singen. Die fach- 
liche Spezialisierung der Inhaberinnen und Inhaber einer Berufsmaturität sei keine 
ausreichende Voraussetzung, um die Ausbildung zur Lehrerinlzum Lehrer mit Aus- 
sicht auf Erfolg zu bestehen und die künftigen Berufsaufgaben als Lehrperson zu be- 
wältigen. 
Fachhochschulen seien Weiterbildungsinstitutionen für Fachspezialisten. Darum 
erlaube selbst die Berufsmaturität lediglich einen prüfungsfreien Eintritt in diejenige 
Fachhochschule, die in ihrer Ausrichtung der vorangegangenen Berufslehre entspre- 
che. Das spezifische berufliche Wissen und Können schaffe keine ausreichende Vor- 
aussetzung zur Aufnahme in die Lehrerinnen- und Lehrerbildung, die auf einer quali- 
fizierten Allgemeinbildung aufbaue. Umgekehrt genüge eine gymnasiale Ausbildung 
auch nicht zum Studium an einer Ingenieurschule oder an einer Höheren Wirtschafts- 
und Verwaltungsschule. Inhaberinnen und Inhaber einer MAR-Maturität bedürften 
vor dem Eintritt in eine Fachhochschule, die eine mit der Berufsmaturität abgeschlos- 
sene Berufslehre voraussetze, einer berufspraktischen Ausbildung von mindestens 
einem Jahr. Mit den Vorleistungen, die die Inhaberinnen und Inhaber einer Berufsma- 
turität vor Eintritt in die Pädagogische Hochschule zu erbringen hätten, sei die Sym- 
metrie der Zugangsbedingungen gewahrt. 
Die SKDLICSDIF befürchtet für unser Volksschulwesen "unabsehbare Folgen", 
ja, es drohe "ein Schritt zurück ins letzte Jahrhundert", falls sich die Lehrkräfte un- 
seres Landes, die auf der Primarstufe unterrichten, "mit der Annahme des von der 
EDK formulierten Zulassungsartikels ... aus dem europäischen und internationalen 
Standard verabschieden" würden. "Der Beruf der Primarlehrkraft würde gegenüber 
demjenigen der Oberstufenlehrkräfte abgewertet." So weit die Stellungnahme der 
SKDLICSDIF. 
Eine Koordination in der falschen Richtung 
Im Bericht des Generalsekretariats der EDK vom 22.01.1998 zum Reglement über 
die Anerkennung der Lehrdiplome für die Primarstufe steht zu lesen, dass bei seiner 
Überarbeitung "insbesondere auf eine Koordination des vorliegenden Reglements mit 
dem Reglement über die Anerkennung der Lehrdiplome für die Vorschulstufe geach- 
tet wurde". Das könnte den Anschein wecken, die EDK habe dem Begehren stattge- 
geben dass die Lehrpersonen der Vorschule und die der Primarstufe einer gleichwer- 
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tigen Ausbildung bedürfen. Die Abstimmung der beiden Reglemente über die Aner- 
kennung der Lehrdiplome ist jedoch in der falschen Richtung erfolgt. 
Vor Jahren schon hat die Schweizerische Konferenz der Leiterinnen und Leiter von 
Kindergärtnerlnnenseminaren in einem Schreiben vom 30. März 1995 ihrem "einhel- 
ligen Willen" Ausdruck gegeben, "dass alle Kindergärtnerinnen künftig gemeinsam 
mit den Primarlehrerinnen und Primarlehrern im Anschluss an eine maturitäre Vorbil- 
dung ausgebildet werden sollen". Entschieden tritt auch der Verband Kindergärtne- 
rinnen Schweiz (KGCH) für eine gleichwertige Ausbildung von Kindergarten- und 
Primarlehrkräften ein. Er stützt seinen Anspruch auf eine gleichwertige berufliche 
Qualifizierung der Kindergärtnerinnen und Kindergärtner aufgmnd einer gleichwerti- 
gen Ausbildung mit einem Rechtsgutachten von Dr. iur. Margrith Bigler-Eggenber- 
ger, alt Bundesrichterin, und zudem zeigt er mit einem arbeitswissenschaftlichen Gut- 
achten der ETH Zürich auf, dass die beruflichen Anforderungen an die Lehrpersonen 
im Vorschulbereich nicht geringer sind als jene, denen die Primarlehrkräfte zu genü- 
gen haben. 
Die Schweizerische Konferenz der Direktorinnen und Direktoren der Institutionen 
der Lehrerbildung (SKDLICSDIF) ist überzeugt, dass der diffizile Berufsauftrag der 
Lehrkräfte für die Vorschule eine Ausbildung erfordert, die derjenigen der Lehrper- 
sonen für die anderen Stufen der Volksschule nicht nachstehen darf. Damm schreibt 
sie in ihrer Stellungnahme: "Die Zulassungsbedingungen zur Ausbildung zur Vor- 
schullehrkraft müssen denjenigen der Primarlehrkräfte angepasst werden, und nicht 
umgekehrt. " 
Die Schweizerische Gesellschaft für Lehrennnen- und Lehrerbildung (SGLISSFE) 
teilt diese Auffassung und äussert sich in ihrer Stellungnahme zum Reglement über 
die Anerkennung der Lehrdiplome für die Vorschulstufe im gleichen Sinne, dies auch 
im Hinblick auf die noch zu erarbeitende Regelung der Anerkennung der Lehrdiplome 
für die Basisstufe der vier- bis achtjährigen Kinder (vgl. die Stellungnahme der 
SGLISSFE publiziert in diesem Heft der "Beiträge zur Lehrerbildung"). 
Die nicht stimmige "Übereinstimmung" des Diplomanerkennungs- 
reglementes mit den EDK-Empfehlungen 
Der Vorstand der EDK hat den Entwurf des Reglementes über die Anerkennung der 
Lehrdiplome für die Primarstufe, wie ihn die Expertengruppe erarbeitetet und die Ko- 
ordinationsgruppe bereinigt hat, zurückgewiesen und das Generalsekretanat beauf- 
tragt, die Zulassungsbedingungen neu zu formulieren und sie mit den entsprechenden 
Empfehlungen der EDK vom 26. 10.1995 zur Lehrerbildung und zu den Pädagogi- 
schen Hochschulen "in Übereinstimmung zu bringen". Absatz B, Ziff. 4 der besagten 
Empfehlungen der EDK vom 26.10. I995 lautet: 
I "Zulassungsvoraussetzung für Lehrkräfte der Primar- und Sekundarstufe I und I1 
an Pädagogischen Hochschulen ist in der Regel die gymnasiale Maturität. 
2 Die Kantone entscheiden über die Zulassung anderer Abschlüsse der Sekundar- 
stufe 11, so insbesondere von Berufsmaturitäten und von Diplomen anerkannter 
Diplornmittelschulen. " 
Die Plenarversammlung der EDK hat sich somit zum Grundsatz bekannt, dass die 
Zulassungsbedingungen für alle Stufenausbildungen der Lehrkräfte der Volksschule 
und des postobligatorischen Bereichs die gleichen sind, indem die Ausbildung an 
pädagogischen Hochschulen wie an den Universitäten "in der Regel" eine gymnasiale 
Maturität voraussetzt. Sie hat zudem entschieden, dass die Kantone über andere, die- 
ser "Regel" nicht entsprechende Zugangsmöglichkeiten selbständig entscheiden. Sie 
gibt sich zum einen konsequent, zum andern föderalistisch offen. Das vom General- 
sekretanat überarbeitete Diplomanerkennungsreglement engt den Entscheidungsspiel- 
raum der Kantone ein. 
Die Expertengruppe ist davon ausgegangen, dass die Allgemeinbildung aller Kan- 
didatinnen und Kandidaten, die nicht eine gymnasiale Maturität ausweisen, aufgmnd 
der individuell unterschiedlichen Voraussetzungen "in der Regel" vor Beginn der Be- 
rufsbildung zu ergänzen und zu vertiefen ist. Sie schlägt in ihrem Reglementsentwurf 
vor, dass über die Zulassung der Kandidatinnen und Kandidaten ohne gymnasiale 
Maturität ein Aufnahmeverfahren entscheidet. Neben einer Eignungsabklärung hat 
eine dem "Niveau der gymnasialen Maturität" entsprechende PNfung in mehreren Fä- 
chern zu beurteilen, ob die erforderlichen Voraussetzungen so weit gegeben sind, 
dass die Anwärterinnen und Anwärter das Studium mit hoher Erfolgswahrscheinlich- 
keit bestehen können. Das Modell 3 einer "Lehrerbildung für Berufsleute" (EDK- 
Dossier 28) sieht ein sukzessives Vorgehen vor, bestehend aus 
- einer vorgreifenden Information über die Ausbildungsmöglichkeiten, - einem in- 
dividuellen Beratungs- und Abklärungsgespräch, 
- einer ersten Eignungsabklärung mit dem Ziel der Ermittlung der Motivation zur be- 
ruflichen Umonentierung und dem der Einschätzung der Möglichkeit, die für den 
Eintritt in die Pädagogische Hochschule erforderlichen Standards der Allgemein- 
bildung in einem persönlichen Vorbereitungsstudium zu erreichen, 
- dem Erstellen eines persönlichen Ausbildungs- und Lernkonzepts (mit definierten 
Lernzielen), 
- einer individualisierten Studienphase zur Ergänzung der Allgemeinbildung, 
- einer zweiten, selektiven Eignungsabkläning, d.h. einer Prüfung, die zeigen 
muss, ob die im persönlichen Lernkonzept definierten Ziele erfüllt und damit die 
zur Aufnahme in die Berufsbildung nötigen Standards der Allgemeinbildung er- 
reicht sind. 
Während die These 16 zur Entwicklung Pädagogischer Hochschulen (EDK-Dossier 
24) solch "flexible, individuelle Lösungen" lediglich für "Berufsleute mit mehrjähri- 
ger Bemfserfahrung" vorsieht und fordert, dass "Inhaberinnen und Inhaber einer Be- 
rufsmaturität oder Absolventinnen und Absolventen einer Diplommittelschule nach 
einer mindestens einjährigen Zusatzausbildung allgemeinbildender Art die allgemeine 
Hochschulreife erwerben" und somit wie die Absolventinnen und Absolventen eines 
Gymnasiums ausschliesslich gestützt auf eine MAR-Maturität "zur Ausbildung für 
Untemchtsbemfe" (aller Stufen!) zugelassen werden, sieht die Expertengnippe im 
Interesse der Öffnung des Zugangs zur Lehrerinnen- und Lehrerbildung auch für sie 
eine in hohem Masse individualisierte Lösung vor, wehrt sich jedoch mit gutem 
Grund gegen einen direkten Zugang der Berufsmaturi und -maturae sowie der Absol- 
ventinnen und Absolventen einer DMS zur Lehrerinnen- und Lehrerbildung. 
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Eine gleichwertige, für Weiterbildungsmöglichkeiten offene pädagogische 
Ausbildung bedingt gleiche Anforderungen an die Vorbildung 
Der pädagogische Auftrag der Lehrkräfte ist auf allen Stufen in gleicher Weise ernst 
zu nehmen. Er erfordert von den Unterrichtenden demzufolge gleichwertige berufli- 
che Kompetenzen. Dieses Verständnis der Gleichwertigkeit der Bemfsroiie aller 
Lehrpersonen verlangt zusätzlich zur stufenspezifischen Ausbildung nach einem 
"tronc commun" von stufenübergreifenden, grundlegenden ~usbildun~sin'halten. Die 
Pädagogische Hochschule erleichtert diese gegenseitige Annäherung aller Studien- 
gänge durch ihre örtliche Zusammenführung. Sie bewirkt dadurch einen Abbau der 
Hierarchisierung der Lehrberufe und schafft günstige Voraussetzungen für die Reali- 
sierung der anzustrebenden Vernetzung von Grundausbildung, Berufseinführung, 
Fort- und Weiterbildung unter sich und mit der Forschung und Entwicklung. 
Es lassen sich verschiedene Möglichkeiten denken, die bislang gegenseitig abge- 
schotteten Ausbildungsgänge zusammenzuführen: eine allen Stufenausbildungen vor- 
greifende pädagogische Basisausbildung, gefolgt von weiteren gemeinsamen Lehr- 
veranstaltungen im Verlaufe der stufenspezifischen Ausbildung, eine curriculare Ab- 
stimmung der Studienpläne sowie stufenübergreifende Ausbildungsteile auch wäh- 
rend der Berufseinfühmng und in der Fortbildung. 
Harmonisierung der Lehrerbildung: "mythe ou realite"? 
Im Jahre 1991 hat sich die EDK mit Beschluss des Plenums zum Ziel der "Harmoni- 
sierung der Lehrerbildung" bekannt. Was ist daraus geworden? 
Dem Vortrag der EDK vom 22.01.1998 zum Reglement über die Anerkennung der 
Lehrdiplome für die Primarstufe sind drei Aussagen zu entnehmen, denen im Hin- 
blick auf die interkantonale Öffnung des Zugangs zur Lehrerinnen- und Lehrerbil- 
dung und auf die künftige Lehrberechtigung der Inhaberinnen und Inhaber anerkann- 
ter Diplome grundsätzliche Bedeutung zukommt: 
- "Die Gleichbehandlung von innnerkantonalen und ausserkantonalen Bewerberin- 
nen und Bewerber muss gewährleistet sein." 
- "Die Kantone resp. die Ausbildungsinstitutionen können besondere Verfahren zur 
Kompensation des allfällig ungenügenden Ausbildungsstandes (der Anwärterinnen 
und Anwärter ohne gymnasiale Maturität) anwenden." 
- "Die Ausbildung zur Primarlehrkraft dauert grundsätzlich drei Jahre, unabhängig 
davon, für wieviele Schuljahre die Lehrberechtigung gilt (z.B. 3.-6. oder 1.-6. 
Primarklasse)." 
Was bedeutet diese Ausrichtung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung auf die jeweilige 
kantonal unterschiedliche Schulstruktur? Die aufgrund vergleichbarer Zugangsbedin- 
gungen in einem Studiengang von gleicher Dauer und von vergleichbarem Anforde- 
rungsniveau erworbenen Lehrdiplome für die Primarstufe berechtigen 
- in den meisten Kantonen zum Unterricht am 1. bis 6. Schuljahr, 
- im AG, in BL, in NE und im TI am I .  bis 5. Schuljahr, 
- in BL in der Vorschule und am I .  bis 3. Schuljahr, 
- in BE in der Vorschule und am 1. und 2. Schuljahr oder am 3. bis 6. Schuljahr, 
- in den Kantonen BS und VS am 1. bis 4. Schuljahr. 
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Sind diese Diplome jedoch einmal anerkannt, sind ihre Inhaberinnen und Inhaber in 
allen Kantonen wählbar, ungeachtet des Umstandes, dass sich die Ausbildung in ih- 
rer Ausrichtung auf die Schüleraltersstufen so unterschiedlich gestaltet. Wer z. B. für 
das 3. bis 6. Schuljahr ausgebildet ist, wird im Hinblick auf diesen Einsatzbereich 
einen ungleich höheren Spezialisierungsgrad ausweisen als die Lehrperson, die für 
das 1. bis 6. Schuljahr oder gar für die Vorschule und das 1. bis 6. Schuljahr aus- 
gebildet worden ist (wie dies in GE der Fall und im Kanton FR geplant ist). Von 
"Harmonisierung" lässt sich schwerlich sprechen, solange z. B. die Klassen des 5. 
und 6. Schuljahres im einen Kanton von Fächergruppenlehrkräften der Sekundarstufe 
I, in den meisten andern von Generalistinnen und Generalisten der Primarstufe unter- 
richtet werden. 
Wenn es nicht gelingt, die Struktur des öffentlichen Schulwesens mit einer gesamt- 
schweizerisch harmonisierten Ausbildung der Lehrpersonen in Einklang zu bringen, 
sind wir im Bereiche der Lehrerinnen- und Lehrerbildung und bezüglich der berufli- 
chen Einsatzmöglichkeiten der Lehrpersonen ungeachtet ihrer de iure interkantonal 
anerkannten Diplome vom "freien Personenverkehr", wie ihn der EWR und die EU 
kennen, in unsrem Land de facto noch weit entfernt. 
